
JOURNAL FÜR ENTWICKLUNGSPOLITIK
herausgegeben vom Mattersburger Kreis für Entwicklungspolitik
an den österreichischen Universitäten

vol. XIX, No. 2–2003

NEUE INTERNATIONALE ARMUTSPROGRAMME: 
Neoliberalismus mit menschlichem Gesicht?
Schwerpunktredaktion: Hans-Jürgen Burchardt, Karin Fischer

Mandelbaum Edition Südwind

jep-standard2.qxd  14.04.2003  16:50  Seite 1



Inhaltsübersicht

4 Editorial

Dieter Senghaas

7 Die Auswege aus der Armut sind bekannt
Alte Wahrheiten angesichts neuer Konzepte

Michael Hofmann,  Ralf Schröder

12 On Process and Content of Poverty Reduction Strategies:
Main Challenges for Countries and Donors

Jenina Joy Chavez,  Shalmali  Guttal

27 PRSP: A poor Package for Poverty Reduction
A Basic Policy Statement of Focus on the Global South

Robert Kappel

42 Die Grenzen des (Post)Washington-Konsens überwinden:
Armutsverringerung und Beschäftigung durch strukturelle 
Wettbewerbsfähigkeit

Hans-Jürgen Burchardt 

56 Neoliberalismus mit menschlichem Gesicht? 
Die neue Armutsbekämpfungspolitik auf dem Prüfstand

Irene Knoke

77 Politische Partizipation als Allheilmittel?
Theorie und Wirklichkeit der neuen Armutsbekämpfungsstrategie

Monika Vögel,  Michael Obrovsky

90 Nationale Armutsbekämpfungsstrategien – 
Fall oder Falle für NGOs?

105 Glossar
107 Links
108 Rezensionen
111 Autoren und Autorinnen
113 Informationen für Autoren und Autorinnen

Journal für Entwicklungspolitik (JEP)
Austrian Journal of Development Studies

Herausgeber:
Mattersburger Kreis für Entwicklungspolitik an den Österreichischen
Universitäten
Projekt Internationale Entwicklung / Zentrum für überfakultäre Forschung 
der Universität Wien

Redaktion: 
Gerald Faschingeder, Karin Fischer (verantwortl.), Margit Franz, Ingeborg
Grau, Irmi Hanak, Johannes Jäger, Franz Kolland, René Kuppe, Brita Neuhold,
Andreas Novy, Herwig Palme, Christof Parnreiter, Petra Purkarthofer, Kunibert
Raffer, Andreas Schedler, Anselm Skuhra

Board of Editors:
Dieter Boris (Marburg), John-ren Chen (Innsbruck), Hartmut Elsenhals (Leip-
zig), Jacques Forster (Genève), John Friedmann (St. Kilda), Peter Jankowitsch
(Paris), Friedrich Katz (Chicago), Helmut Konrad (Graz), Ulrich Menzel
(Braunschweig), Jean-Philippe Platteau (Namur), Dieter Rothermund (Heidel-
berg), Heribert Steinbauer (Wien), Paul Streeten (Boston), Osvaldo Sunkel
(Santiago de Chile)

Managing Editor: Karen Imhof

Mit Unterstützung der ÖFSE – Österreichische Forschungsstiftung 
für Entwicklungshilfe

jep-standard2.qxd  14.04.2003  16:50  Seite 2



dungsarbeit dieser NGO in Österreich eingestellt wurde, weisen darauf hin, dass
sich NGOs auf ihre Kernaufgaben (Projektdurchführung, Humanitäre Hilfe,
Spendensammeln, etc.) zurückziehen. »Nichtproduktive Tätigkeiten« wie Lobby-
ing oder die kritische Beschäftigung mit internationaler Entwicklungspolitik wer-
den an Dachorganisationen delegiert, ohne dafür ausreichend Finanzmittel zur
Verfügung zu stellen. Dennoch gibt es innerhalb österreichischer NGOs, vor al-
lem auf Ebene der LänderreferentInnen oder Regionalverantwortlichen, länder-
spezifische Erfahrungen und Meinungen zu PRSP-Prozessen, die in die Arbeit vor
Ort einfließen.

Es ist jedoch festzustellen, dass PRSP kein zentrales Thema der inneröster-
reichischen entwicklungspolitischen Diskussion darstellt, die weit mehr von The-
men wie Finanz- und Budgetunsicherheit oder der Errichtung einer staatlichen
Agentur beherrscht wird. Ihre Position zu PRSP-Prozessen wird von den NGOs
auch mit der noch unklaren Rolle der öffentlichen EZA des Bundesministeriums
für auswärtige Angelegenheiten bei den PRSP-Diskussionen in den Schwer-
punktländern verknüpft. Verpflichtet sich Österreich in einigen seiner Schwer-
punktländer, die PRSP-Prozesse finanziell mit ungebundener Programmhilfe zu
unterstützen, dann bedeutet dies – wenn das EZA-Budget Österreichs nicht sub-
stanziell erhöht wird – Kürzungen bei jenen Mitteln aus der bilateralen Pro-
gramm- und Projekthilfe, die für die Projektfinanzierung der NGOs zur Verfü-
gung stehen. Der Aspekt der quantitativ geringen österreichischen ODA überla-
gert daher häufig die Diskussion über die Qualität internationaler Entwicklungs-
strategien.

2. PRSP aus NGO-Sicht: alte Konzepte in neuem Kleid?

Die Ankündigung der Internationalen Finanzinstitutionen (IFI) im Jahr
1999, ihre eigenen Vorgaben zum Zwecke der Armutsbekämpfung abändern zu
wollen, weckte – trotz beträchtlicher Skepsis – große Erwartungen. Besonders die
Frage, ob IWF und Weltbank auch PRSPs akzeptieren würden, deren wirt-
schaftspolitische Strategie nicht ihren Ansätzen entsprechen, wurde mit Span-
nung erwartet. Über drei Jahre nach Ankündigung der Initiative ist die Beurtei-
lung der inhaltlichen Resultate ernüchternd. Die Auswertung von Untersuchun-
gen, Stellungnahmen und Interviews hat ergeben, dass die Einschätzungen im
Hinblick auf die Inhalte von PRSPs sowohl von nördlichen als auch südlichen
NGOs sehr ähnlich ausfallen:
– Die Grenze für die Formulierung von »eigenständigen« wirtschafts- und so-

zialpolitischen Strategien wird nach wie vor durch die Politikleitlinien und
Konditionalität im Rahmen konzessionärer Kredite von IWF und Weltbank
bestimmt. Entgegen der Ankündigung, dass die im PRSP formulierten na-
tionalen Entwicklungsziele und -strategien Grundlage für Kreditvereinba-
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Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sind nicht mehr wegzudenkende
AkteurInnen im öffentlichen Diskurs, in den Medien und in der Wissenschaft.
Als »institutionalisierte« NachfolgerInnen der sozialen und ökologischen Bewe-
gungen der 1970er und 1980er Jahre genießen sie in der öffentlichen Meinung
eine hohe Akzeptanz, bauen dabei aber auf eine tradierte Legitimation (als »unei-
gennützige« InteressensvertreterInnen »jenseits« von Macht-, Partei- und Profit-
Interessen). Auch in der Entwicklungspolitik und der Entwicklungszusammenar-
beit hat die Expertise von NGOs zunehmend an Bedeutung gewonnen, wobei
diese besonders durch die großen UN-Gipfelkonferenzen der 1990er Jahre einen
enormen Aufschwung erlebten. Ihr tatsächlicher Einfluss auf Konferenzergebnis-
se oder konkrete Politikformulierungen ist allerdings bescheidener, so dass die Er-
wartungen an die politischen Gestaltungsmöglichkeiten von NGOs relativiert
werden mussten (vgl. Brand et al. 2000; Der Überblick 2001). 

Im folgenden wird der Frage nachgegangen, welche Rolle NGOs im Diskurs
und Lobbying im Kontext der neuen Armutsbekämpfungsstrategien (Poverty Re-
duction Strategy Papers, kurz PRSPs) spielen. Herangezogen wurden dafür Un-
tersuchungen und Pressemitteilungen von NGOs und Stellungnahmen zum
PRSP-Review Prozess, bei dem auf Initiative von Weltbank und IWF unter Ein-
beziehung von Gebern und zivilgesellschaftlichen Organisationen die PRSPs eva-
luiert wurden. Darüber hinaus wurden mit Hilfe eines Leitfadeninterviews die
zuständigen ReferentInnen von vier internationalen und fünf österreichischen
NGOs befragt.1 Ziel dieser nicht repräsentativen Erhebung ist ein erstes Mei-
nungsbild von NGOs, das auch als Orientierungsrahmen für weiteres Handeln
dienen kann.

1. NGOs und PRSP-Diskurs in Österreich

Die Beteiligung österreichischer NGOs am Diskurs über und an der Umset-
zung der PRSPs hat im Vergleich zur internationalen Diskussion verspätet und
weniger intensiv eingesetzt. Dies liegt daran, dass zum einen österreichische
NGOs nur geringe entwicklungspolitische Kapazitäten besitzen und zum ande-
ren die Relevanz des PRSP-Ansatzes für die Arbeit der NGOs erst langsam sicht-
bar wurde. Eine weitere Ursache für das geringe Engagement in diesem Feld dürf-
te mit der hohen finanziellen Abhängigkeit von staatlichen EZA-Mitteln ver-
knüpft sein. Die Fusionierung dreier großer projektdurchführender NGOs zu ei-
ner großen privaten Trägereinrichtung (Horizont 3000) im Jahr 2001 und eine
darauf folgende Restrukturierung 2003, bei der die entwicklungspolitische Bil-
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cher und nördlicher NGOs verweist allerdings speziell in diesem Bereich auf
den anhaltenden und dem vieler PRSPs inhärenten Trend zur Privatisierung
von öffentlichen Gütern wie Gesundheit, Bildung, Wasser, Energie und In-
frastruktur bzw. zu deren verstärkter Erbringung durch private Anbieter (In-
terview mit Mitarbeiterin des Citizens Network on Essential Services;
O`Neill/Leen 2002; Walther/Hentschel 2002). Angesichts bestehender Er-
fahrungen mit der Privatisierung von Basisdienstleistungen oder wichtigen
öffentlichen Versorgungseinrichtungen wird allerdings in Frage gestellt, ob
diese Maßnahmen tatsächlich eine Verbesserung in Hinblick auf Zugang,
Preise und »Effizienz« – speziell für die Armen – bringen (Interview mit Ci-
tizens Network on Essential Services).

Unterschiede in der Beurteilung des PRSP-Ansatzes durch nördliche und südli-
che NGOs liegen besonders in der Berücksichtigung des internationalen Kontex-
tes. In erster Linie – wiewohl nicht ausschließlich – sind es südliche NGOs, die
asymmetrische Machtverhältnisse und Wirtschaftsbeziehungen zwischen Nord
und Süd in Verbindung mit dem PRSP-Ansatz explizit thematisieren. Die dezi-
dierteste Kritik kommt von südlichen NGOs wie Jubilee South, Focus on the
Global South und World Development Movement, die darauf verweisen, dass ei-
ne endogene Analyse der Ursachen von Armut – und Reichtum – nicht ausreicht,
sondern auch im Rahmen historischer und aktueller weltwirtschaftlicher Um-
strukturierungsprozesse gesehen werden muss. PRSPs werden als extern vorange-
triebene Programme qualifiziert, Armutsbekämpfung als neueste Legitimierung
für »alternde Rezepte«, die »auf eine all umfassende Öffnung des `Gastlandes´ für
externe wirtschaftliche Akteure und die Regeln des freien Marktes abzielen« (Ju-
bilee South et al. 2001: 2; Jubilee South Pan African Declaration on PRSPs
2001).

Auch einige nördliche NGOs rücken asymmetrische Handels- und Wirt-
schaftsbeziehungen und die handelspolitischen Interessen der nördlichen Indu-
striestaaten im Diskurs um PRSPs ins Blickfeld (ActionAid 2002; Knoke/Morzan
2002). Bei vielen anderen Organisationen finden sich – zumindest in offiziellen
Stellungsnahmen zu PRSP – keine Reflexionen über die Rolle der Industriestaa-
ten und ihrer Eliten. In Dokumenten zum Review-Prozess werden Empfehlungen
abgegeben – so wird die Letztentscheidung über die Akzeptanz von PRSPs durch
die IFI kritisch hinterfragt oder auf die Notwendigkeit einer Änderung der Kon-
ditionen für konzessionäre Kredite verwiesen. Daneben finden sich vor allem
pragmatische Forderungen, die darauf abzielen, den PRSP-Ansatz zu verbessern:
mehr Transparenz in Bezug auf Kreditdokumente und öffentliche Diskussion der
makroökonomischen Strategien von PRSPs, ex-ante Evaluierungen zu Auswir-
kungen von Strukturanpassungsmaßnahmen, Einführung eines Anhangs mit den
Kommentaren verschiedener nationaler AkteurInnen, bessere Einbindung und
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rungen sein sollten, zeigt sich, dass diese sich nicht grundlegend von frühe-
ren Strukturanpassungskrediten unterscheiden. Deren Kernelemente – re-
striktive Budgetpolitik, niedrige Inflationsrate, Liberalisierung des Handels-
und Finanzsystems, Privatisierung von staatseigenen Unternehmen und Ba-
sisdienstleistungen – finden sich auch in den »neuen« Kreditdokumenten
und Vereinbarungen zwischen Regierungen und IWF (Catholic Relief Servi-
ces 2001: 14; Killick 2002; Knoke/Morazan 2002: 11; O`Neill/Leen 2002:
7 f.).

– Kritisiert wird in diesem Zusammenhang, dass keine öffentliche Debatte
über die negativen Auswirkungen bisheriger Strukturanpassungsprogramme
stattgefunden hat und die Formulierung der wirtschaftspolitischen Strategie
und die Verhandlungen über neue konzessionäre Kredite hinter verschlosse-
nen Türen stattgefunden haben. Einige Organisationen verweisen auch auf
die nach wie vor bestehende Weigerung von Weltbank und IWF, die Resul-
tate des SAPRIN-Reports (SAPRIN 2002; siehe Glossar) anzuerkennen
(EURODAD 2001b).

– Kritik richtet sich weiters auf den unverändert dominanten Fokus auf Wirt-
schaftswachstum ("pro-poor growth"), wobei an der Grundannahme, dass
Wirtschaftswachstum automatisch zu den Armen durchsickere, keine oder
wenig Veränderung zu erkennen ist. Zwar nimmt die Weltbank mittlerweile
diese Kritik in ihrem Bericht zum Stand der PRSP-Prozesse auf, bleibt aber
sehr vage in Bezug auf Alternativen (Development Commitee 2002). 

– Umverteilungsfragen (beispielsweise über ein progressives Steuersystem oder
Landverteilung) werden ebenso ausgeklammert wie politische, kollektive
oder gewerkschaftliche Rechte. Es bestehen nur vage Strategien in Hinblick
auf die produktive Rolle und die Beteiligung der ärmsten Schichten am
Wirtschaftswachstum (Walther/Hentschel 2002), der Zugang zu Ressourcen
wird zu wenig thematisiert (Jubilee South 2001 et.al.: 2; ActionAid 2002: 5).

– Daneben wird die Umsetzbarkeit der in vielen PRSPs formulierten exporto-
rientierten Wachstumsstrategien, die sich oft auf wenige Agrarprodukte oder
Rohstoffe beschränken, aufgrund der vergangenen und aktuellen Entwick-
lung der Terms of Trade vieler Low Income Countries als unrealistisch ein-
gestuft (Interview mit Mitarbeiterin von Trocaire; Walther/Hentschel 2002).
In dieser Hinsicht wird wiederholt darauf verwiesen, dass Aspekte wie
Ernährungssicherheit und -souveränität sowie ökologische Aspekte nicht
berücksichtigt werden (Knoke/Morazan 2002; O`Neill/Leen 2002;
Walther/Hentschel 2002). 

– "Armutsbekämpfung« beschränkt sich somit häufig auf eine (geplante) Er-
höhung der Ausgaben für Sozialpolitik im engeren Sinn, wie Bildung und
Gesundheit (Selvaggio 2001: 6; Walther/Hentschel 2002). Eine Reihe südli-
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sambik, Nicaragua, Honduras und Kamerun feststellen, sehen sie auch darin be-
gründet, dass »jede Änderung im Zugang zur politischen Entscheidungsfindung
eine Bedrohung für die privilegierte Stellung der mächtigen wirtschaftlichen Eli-
ten ist« und somit »wenig Interesse besteht, den Armen zu viel gemeinsame Ent-
scheidungskompetenzen zu übertragen« (Knoke/Morazan 2002: 21).

Während NGOs wiederholt forderten, die HIPC Initiative und die Erstel-
lung der PRSPs zu entkoppeln (Catholic Relief Servies 2001; EURODAD
2001a) und ein faires und transparentes Insolvenzverfahren propagieren, stellen
zivilgesellschaftliche Organisationen aus dem Süden die Legitimität von Schul-
den prinzipiell in Frage. Diese argumentieren, dass Schulden, die unter korrup-
ten Diktaturen und undemokratischen Regierungen zu Lasten der gesamten Be-
völkerung angehäuft wurden, als illegitime Schulden einzustufen sind. Sie treten
für eine bedingungslose Entschuldung ein bzw. fordern, dass ausschließlich die
»Zivilgesellschaft« Bedingungen für das Entschuldungsprozedere definieren sollte
(Jubilee South et al. 2001: 3).

4. Ownership und Partizipation

Der unpräzise Begriff »Ownership« hat mit Ankündigung der PRSP-Initiati-
ve eine schlagartige Karriere erlebt. Gerade weil er vielfältige Interpretationsmög-
lichkeiten liefert, gibt es kein gemeinsames Verständnis von Ownership und Par-
tizipation. So kann Ownership als partnerschaftlicher Ansatz in der Entwick-
lungszusammenarbeit, das heißt als eine Veränderung der Beziehungen zwischen
IFI, bilateralen Gebern, UN-Organisationen und Entwicklungsländern verstan-
den werden, als Abkehr von der traditionellen Strukturanpassungspolitik oder als
Gradmesser für eine gemeinsame Einigung von Regierungen und nationalen Ak-
teurInnen über Entwicklungsziele und -wege. In Bezug auf die Frage nach dem
»länderinternen« Ownership, also inwiefern bei der Formulierung des PRSP ein
gemeinsamer Einigungsprozess zwischen Regierungen und nationalen AkteurIn-
nen über die Ursachen von Armut, Maßnahmen und Zielvereinbarungen statt-
gefunden hat, sind die Erfahrungen auffallend ähnlich. Sie können wie folgt zu-
sammengefasst werden (Interviews mit CARE, DKA, Evangelische Entwick-
lungszusammenarbeit Österreich, ÖNSI, Horizont 3000; vgl. auch Catholic Re-
lief Services 2001; EURODAD 2001a; ActionAid 2002; Knoke/Morazan 2002):
– Dominanz von MitarbeiterInnen der IFI bei der Formulierung der PRSPs,

mangelnde personelle und finanzielle Kapazitäten und mangelndes wirt-
schaftspolitisches Know-how auf Seiten der Regierungen und zivilgesell-
schaftlichen Organisationen. So beklagten NGOs aus dem Süden, dass die
Sichtweise der gut ausgestatteten IWF- und Weltbank-Delegationen den »al-
lumfassenden Referenzrahmen« bildete: »Ownership wird in diesem Kontext
zu einer Big Brother-Einladung an die Ressourcen ausgehungerten nationa-
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finanzielle Unterstützung von zivilgesellschaftliche Organisationen, etc. (vgl. Ca-
tholic Relief Services 2001; EURODAD 2001a; O`Neill/Leen 2002).

3. Konditionalität und Entschuldung

Besonders südliche NGOs kritisieren, dass zusätzlich zu den ohnehin harten
Bedingungen und Auflagen, die an den Schuldenerlass geknüpft sind, »die Liste
(von Konditionen, Anm.) immer länger wurde, bis unter den Aufzählungen auch
noch ein PRSP als zusätzliche Kondition auftauchte« (Jubilee South 2001 et al.:
3). Somit ist fraglich, ob es von vielen Regierungen tatsächlich als Instrument ge-
sehen wird, um eigene Prioritäten für Armutsbekämpfung und Budgetgestaltung
zu setzen und den Dialog mit nationalen »Stakeholdern« zu verbessern.

Die meisten NGOs beklagen, dass die Qualität der nationalen PRSPs und
der partizipativen Prozesse – die sich mitunter nur auf pro-forma Konsultationen
beschränken – durch das Ziel vieler Regierungen, möglichst schnell Schuldener-
lass zu erhalten, stark gelitten haben (vgl. Catholic Relief Services 2001: 4; EU-
RODAD 2001a: 7). In einigen Fällen wurde die Formulierung des Programms in
solcher Eile abgewickelt, dass westliche KonsulentInnen oder MitarbeiterInnen
der IFI die Aufgabe übernahmen, das PRSP so zu schreiben, dass es von den Was-
hingtoner Institutionen akzeptiert würde (Interview mit Trocaire; Jubilee South
et al 2001: 4). 

Sowohl nördliche als auch südliche NGOs hatten zu Beginn propagiert si-
cherstellen zu wollen, dass die »Ersparnisse« durch die Entschuldung den Armen
zu Gute kommen. In der Praxis zeigte sich allerdings, dass die unterschiedlichen
Zielsetzungen der PRSP-Initiative – die Formulierung längerfristiger nationaler
Entwicklungspläne, Armutsreduzierung und Schuldenerlass – Konfusion erzeug-
ten und bei Regierungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen unterschied-
liche Erwartungen weckten. Nicht zuletzt war für verschiedene nationale Akteu-
rInnen unklar, ob das PRSP nur eine Grundlage für den HIPC-Schuldenerlass,
für sämtliche Kreditlinien der Weltbank und des IWF, die Mittel aller Geber oder
sämtliche heimische Ressourcen und Hilfsgelder sein sollte (Catholic Relief Ser-
vices 2001: 4). Am auffälligsten ist hier die (enttäuschte) Erwartung, dass der
Konsultationsprozess auch eine öffentliche Debatte über die bisherige Wirt-
schaftspolitik bringen würde oder über den Konsultationsprozess auch grundsätz-
liche Fragen (z.B. Einkommensverteilung, Zugang zu Ressourcen) beeinflussen
zu können. Die Regierungen und zuständigen Ministerien waren mit den PRSP-
Prozessen teilweise überfordert, wie sich auf einem Treffen der Finanzminister der
HIPC-Staaten im Juni 2001 in London zeigte (Küblböck 2001: 10) und verfolg-
ten vor allem das Ziel, das PRSP möglichst rasch zu erstellen (EURODAD
2001a: 7). Das geringe Interesse der Regierungen an partizipativen Prozessen und
einer gemeinsamen Entscheidungsfindung, das Knoke/Morazan im Fall von Mo-
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scheidunginstanz der IFI sowie die weiterhin bestehende Verschuldungspro-
blematik. So wurde vorgebracht, dass Ownership nicht ernstgenommen
wird, weil es sonst notwendig wäre, die Bedingungen für konzessionäre Kre-
dite zu ändern, die traditionellen Strukturanpassungsprogramme zu modifi-
zieren und sie in bezug auf armutsrelevante Auswirkungen zu evaluieren, was
allerdings nicht der Fall ist (Interview mit Mitarbeiterin des Citizens Net-
work on Essential Services). Da die Akzeptanz eines PRSPs durch die Exe-
kutivräte vitale finanzielle Interessen von Entwicklungsländern betreffen,
wurde wiederholt die Ansicht geäußert, dass »PRSPs mit dem Ziel geschrie-
ben werden, von den Internationalen Finanzinstitutionen abgesegnet zu wer-
den« (Interview mit Mitarbeiterin des Citizens Network on Essential Servi-
ces; EURODAD 2001a: 6).

– Die Rolle von Weltbank und IWF als ausschließliche Letztentscheidungsin-
stanz wird von vielen NGOs kritisch hinterfragt. Die Forderungen reichen
hier von einer gemeinsamen Entscheidungsfindung mit anderen UN-Orga-
nisationen und bilateraler Geber bis zur Forderung, dass nationale Entwick-
lungspläne und Strategien nicht mehr von den IFI approbiert werden, son-
dern nur als Grundlage für die ausstehenden policy-Prozesse dienen sollen.
Daneben zielt die Debatte allerdings auf eine grundlegende Veränderung der
Konditionalität von konzessionellen Krediten ab.

– Wiederholt wurde auch darauf hingewiesen, dass die erweiterte HIPC-In-
itiative keine Lösung im Hinblick auf eine längerfristig tragbare (externe)
Verschuldungssituation gebracht hat (Interview mit MitarbeiterInnen von
Trocaire, Eurodad und einem Dachverband von entwicklungspolitischen Or-
ganisationen).

Aufgrund dieser Rahmenbedingungen und bisheriger Erfahrungen wird ange-
zweifelt, ob der PRSP-Ansatz das »Ownership« erhöht hat. Die in ihrer Mehrheit
scheinbar eher »pragmatisch« orientierten NGOs aus dem Norden konzentrieren
ihre Kritik verstärkt auf prozesstechnische Fragen, die darauf abzielen, Owners-
hip zu verbessern (z.B. durch mehr Transparenz und Mitsprachemöglichkeiten
bei der Formulierung der wirtschaftspolitischen Strategie für zivilgesellschaftliche
Organisationen, Einbindung der nationalen Parlamente, Capacity Building etc.).
Grundlegende Kritik wird eher implizit geäußert, etwa entlang von Fragen der
Einkommensverteilung.

Es sind vor allem südliche NGOs, die explizit darauf verweisen, dass »Kon-
sens« – wie das harmonisierende Konzept von Country Ownership suggeriert –
aufgrund der asymmetrischen Machtverhältnisse und der unterschiedlichen
Möglichkeiten, über die wirtschaftliche und politische Eliten im Gegensatz zu
den armen Bevölkerungsschichten verfügen, um ihre Interessen und Privilegien
zu verteidigen, schwer möglich ist. Jede Strategie zur Armutsbekämpfung, die an

97Nationale Armutsbekämpfungsstrategien – Fall oder Falle für NGOs?

len Regierungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen« (Jubilee South
2001: 3).

– Verhandlung der wirtschaftspolitischen Strategie zwischen Regierung bzw.
Regierungsbeamten, IWF und Weltbank-MitarbeiterInnen hinter verschlos-
senen Türen. So gingen z.B. in Bolivien, Honduras, Kamerun und Sambia
der Letter of Intent und die Poverty Reduction Growth Facility (siehe Glos-
sar) in fast allen Fällen der Fertigstellung des PRSPs voraus (Catholic Relief
Services 2001: 14). PRSPs wurden von InterviewpartnerInnen als das Ergeb-
nis eines Verhandlungsprozesses zwischen Weltbank, IWF und den Eliten des
Landes bewertet (Interviews mit MitarbeiterInnen von DKA, Evangelische
Entwicklungszusammenarbeit, ÖNSI). Kritisiert wurde auch, dass »weiche«
Themen, wie Sozialpolitik im engeren Sinn, den zuständigen Ministerien
und zivilgesellschaftlichen Organisationen zugeordnet wurde, während »har-
te« Themen wie der makroökonomische Bereich in der Hoheit von Finanz-
ministerien, Zentralbanken und des IWF verblieb (Interview mit Mitarbei-
ter von Eurodad und eines Dachverbandes entwicklungspolitischer Organi-
sationen). 

– Enorm kurze Fristen für die Formulierung des PRSP, die keine Zeit gaben,
kohärente Positionen zu erarbeiten oder andere Organisationen zu konsul-
tieren und fehlende Einbindung der direkt Betroffenen – der Ärmsten und
ihre Organisationen – in die offiziellen Konsultationen (ActionAid 2002: 7;
Knoke/Morazan 2002: 22). Kritisiert wurde auch das Tempo der Konsulta-
tionssprozesse. Die Anwendung demokratischer Spielregeln und der Aufbau
demokratisch legitimierter Einrichtungen und Organisationen braucht Zeit,
die in PRSP-Prozessen nicht ausreichend zur Verfügung stand (Interviews
mit Care, DKA, Evangelische Entwicklungszusammenarbeit Österreich, Ho-
rizont 3000, ÖNSI).

– Zentralisierte Konsultationen, die sich häufig auf die Hauptstadt und Eliten
beschränkten (Focus on the Global South 2002). In diesem Zusammenhang
äußerten InterviewpartnerInnen Zweifel, ob die sogenannte »Zivilgesell-
schaft« als politisches Regulativ funktioniert. Gleichzeitig betonten sie, dass
vor allem in Afrika konsultative Prozesse in der Politik ungewohnt seien. Die
Beziehung zwischen der ruralen Bevölkerung und regionalen Politikern und
Verwaltungen fehle vielfach, sodass die Legitimierung von Entscheidungen
viel eher über traditionelle als über demokratische Mechanismen abläuft.
Ländliche Gebiete wurden – zum Teil auf Grund fehlender technischer Kom-
munikationsstrukturen – als benachteiligt eingeschätzt. 

– In den Interviews wurde auch auf »externe« Faktoren hingewiesen, die das
Ownership-Konzept fragwürdig erscheinen lassen, und zwar entlang von drei
Bereichen: Konditionalität im Rahmen konzessionärer Kredite, die Letztent-
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nationale Unternehmungen nicht vom Haken lässt« (Jubilee South et. al 2001:
5). Zivilgesellschaftliche Organisationen und hier besonders religiöse Gemein-
schaften äußerten auch ihre Besorgnis über den energischen Versuch der IFI, Be-
griffe der alternativen Entwicklung (Partizipation, Zivilgesellschaft, Ownership,
Armutsorientierung) und sogar spirituelle Werte in ihren Diskurs zu integrieren
und so die Fortsetzung von gescheiterten armutsproduzierenden Politiken zu le-
gitimieren (Jubilee South et al. 2001: 6).

Während einige nördliche NGOs zentrale Kritikpunkte teilen und »diese
Perspektive auch in den Norden transportieren« (Interview mit Mitarbeiterin des
Citizens Network on Essential Services; Knoke/Morazan 2002), fällt die Ein-
schätzung der PRSP-Initiative bei anderen positiver aus. Trotz ernüchternder
Kommentare zu den inhaltlichen Resultaten wurde in den Interviews wiederholt
das Potenzial des Ansatzes betont. Er bedeute demnach »die Möglichkeit für Re-
gierungen, Parlamente und zivilgesellschaftliche Organisationen des Südens, die
jeweilige Entwicklungsstrategie selbst in die Hand zu nehmen«, »ein verstärkter
Fokus auf Armutsbekämpfung in allen Politikbereichen«, ein »Weg und Anfang,
damit die legitime Rolle der Zivilgesellschaft in der politischen Steuerung (gover-
nance) anerkannt wird« oder eine »learning experience«. Einige Interviewpartne-
rInnen werteten den PRSP-Ansatz auch als Antwort auf die jahrelangen Forde-
rungen nach einer stärkeren Orientierung an der sozialen Problematik und Ar-
mutssituation der jeweiligen Länder im Rahmen der Entschuldungskampagnen
(Interview mit MitarbeiterInnen von Trocaire, Eurodad, Dachverband von ent-
wicklungspolitischen NGOs; Catholic Relief Services 2001: 2). 

Unabhängig davon, ob der PRSP-Ansatz eher positiv bewertet oder kritisiert
wird, vertraten alle interviewten MitarbeiterInnen von internationalen und öster-
reichischen NGOs die Auffassung, dass es notwendig sei, sich am Diskurs rund
um PRSPs zu beteiligen. Eine Nicht-Beteiligung wird mit einem Verzicht auf po-
tenzielle Gestaltungsspielräume gleichgesetzt oder als Gefahr gesehen, anderen
AkteurInnen das Feld zu überlassen. Die interviewten NGOs sehen ihre eigene
Rolle in der Forschung zum Thema Entschuldung, im Rahmen des PRSP-Ansat-
zes in den Bereichen Anwaltschaft, Lobbying und Informationsarbeit, grass root
education, im Monitoring der Aktivitäten der eigenen Regierungen und der IFI
sowie in der Unterstützung von südlichen Partnerorganisationen und Capacity
Building (Interviews mit MitarbeiterInnen von Eurodad, Trocaire, CARE, DKA,
Evangelische Entwicklungszusammenarbeit Österreich, Horizont 3000, ÖNSI).

Daneben wird wiederholt darauf verwiesen, dass die Debatte um alternative
wirtschaftspolitische Konzepte und Ansätze forciert werden muss und in dieser
Hinsicht auch ein wirtschaftspolitisches Empowerment von südlichen Partneror-
ganisationen notwendig ist. So hat beispielsweise Eurodad mit dem Economic
Policy Empowerment Programme ein Projekt ins Leben gerufen, dass darauf ab-
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strukturellen Ursachen ansetzt, tangiert grundsätzliche politische Fragen wie Ein-
kommensverteilung, die Verteilung von produktiven Ressourcen, den Zugang zu
Basisversorgung, politischen Institutionen sowie kollektive Mitspracherechte. Sie
wird deshalb nicht über einen »harmonischen Interessensausgleich« zu erzielen
sein, sondern nur über konfliktive und politische Prozesse. So waren es auf dem
Eurodad Annual Meeting vor allem ReferentInnen von südlichen Organisatio-
nen, die verstärkt auf die Bedeutung von strukturelle Aspekte von Armut verwie-
sen (Eurodad Annual Conference, 2./3. November 2002, Copenhagen; vgl. auch
Knoke/Morazan 2001: 19; EURODADa 2002: 2).

5. Einschätzung der Initiative und Bewertung der Rolle von NGOs

Für viele zivilgesellschaftliche Organisationen im Süden ist PRSP mittler-
weile zu einem Synonym für die Strukturanpassungsprogramme der Weltbank
und des IWF geworden. So qualifizierten afrikanische NGOs und Netzwerke den
postulierten Armutsfokus des PRSP-Ansatzes als Antwort auf die sich vertiefende
Legitimationskrise von Weltbank und IWF, die sich aufgrund der massiven Kri-
tik an eben diesen Programmen zu einer – rhetorischen – Richtungsänderung ge-
zwungen sahen (World Development Movement 2000; EURODAD 2001a: 2;
Jubilee South Pan African Declaration on PRSPs 2001). Gleichzeitig werden auch
massive Befürchtungen geäußert, dass die IFI – nicht zuletzt über ihre Expertise
und die Einmischung in das Mikromanagement von PRSP-Prozessen – noch
mehr Einfluss als bisher auf sämtliche Politikbereiche in den jeweiligen Ländern
gewinnen. 

Allerdings scheinen auch viele südliche Organisationen gespalten zu sein, ob
sie »Raum am Verhandlungstisch« gewinnen sollen – oder ob der gesamte Parti-
zipationsansatz nicht nur dazu dient, ihre ohnehin schmalen Ressourcen und ih-
re Aufmerksamkeit von wichtigeren Aufgaben und Themen abzulenken. Auf je-
den Fall sitzt das Misstrauen tief, erneut in einem Public Relations-Plot mitzu-
spielen, der letztlich nur einen Imagegewinn für die nationalen Regierungen, die
IFI und Geber bringt (Jubilee South et. al 2001). Auch InterviewpartnerInnen
aus dem Norden hielten fest, dass NGOs Gefahr laufen (könnten), als »zivilge-
sellschaftliche Feigenblätter« für alte Konzepte in neuem Kleid vereinnahmt zu
werden.

Jubilee South et al. (2001) stellen diesbezüglich fest, dass eine NGO-Beteili-
gung an PRSP-Prozessen nicht Selbstzweck sein kann. Entscheidend bleibt, in-
wieweit die gegenwärtig von einer Gebersicht dominierten Armutsbekämpfungs-
strategien einer nationalen und sozial-angeeigneten Sichtweise Platz machen.
Dies gilt besonders in »Hinblick auf Entscheidungen über alternative makroöko-
nomische Politiken und eine Analyse der Ursachen von Armut, die externe und
systemische Faktoren berücksichtigt und die Geber, Handelspolitiken und multi-
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Die Beschwörung der »Zivilgesellschaft« verschleiert unterschiedliche Inter-
essen, politische Auffassungen oder das verschiedene Macht- und Organisations-
potenzial, über das AkteurInnen verfügen. Die Erfahrung zeigt, dass die unmit-
telbar Betroffenen – die Armen und ihre Organisationen, Gewerkschaften und
die ländliche Bevölkerung – ausgeschlossen bleiben. Insofern bleibt auch unklar,
wer und was unter »Zivilgesellschaft« verstanden wird und welche Schlussfolge-
rungen im Hinblick auf deren Stärken und Schwächen gezogen werden sollen.

Der Diskurs von südlichen und nördlichen NGOs zum Thema PRSP re-
flektiert nicht zuletzt auch das Nord-Süd Gefälle in der Rezeption entwicklungs-
politischer Themen. Es sind – nicht ausschließlich, aber verstärkt – südliche
NGOs, die Machtverhältnisse innerhalb der internationalen Staatenhierarchie in
Verbindung mit dem PRSP-Ansatz ins Blickfeld rücken und dabei gleichzeitig die
Rolle von Weltbank/IWF hinterfragen. In diesem Zusammenhang stellt sich die
Frage, ob es nicht notwendig wäre, südlichen AkteurInnen mehr Gehör zu ver-
schaffen, um Veränderungen im Norden selbst anzuregen.

Realpolitische Veränderungen können nur durch eine Verschiebung von
Kräfteverhältnissen hergestellt werden, was die Suche nach strategischen Bünd-
nissen notwendig macht, nachdem Anwaltschaft und Lobbying in der politischen
Auseinandersetzung letztlich als »weiche« Instrumente einzuschätzen sind. Eine
zentrale Frage in diesem Zusammenhang besteht darin, wie »Armutsbekämp-
fung« thematisch aus dem entwicklungspolitischen Ghetto und dem engen Dis-
kurs rund um PRSP herausgeholt und als globales Problem vermittelt werden
kann. Da Entwicklungspolitik auf institutioneller Ebene – im Vergleich zu ande-
ren Politikfeldern – über kein großes Gewicht verfügt, ist die Mobilisierung der
öffentlichen Meinung gerade in diesem Bereich wichtig. Nachdem NGOs mit-
unter nicht über entsprechende Kapazitäten verfügen, ist nicht zuletzt die For-
schung und der Austausch mit der Wissenschaft nötig. Hier erscheint uns vor al-
lem Grundlagen- und länderspezifische empirische Forschung wichtig, die auch
von den Ansätzen und Bedürfnissen der verschiedenen AkteurInnen im Süden
ausgeht bzw. von oder gemeinsam mit ihnen durchgeführt wird. Nördliche
NGOs könnten hier zum Aufbau entsprechender Diskussionsplattformen beitra-
gen und ihre südlichen PartnerInnen dabei unterstützen, dass ihre Sichtweisen
und Beiträge verstärkt wahrgenommen und berücksichtigt werden.
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zielt, gemeinsam mit Partner- und grass root-Organisationen sowie dem akade-
mischen Umfeld in verschiedenen Ländern ein Netzwerk zu etablieren, um Wis-
sen zu strukturellen und makroökonomischen Themen sowie Armut zu verbrei-
tern. Das Programm soll dabei auf bestehendem Wissen aufbauen, sich speziell an
den Bedürfnissen und Erfahrungen von Partnerorganisationen in den jeweiligen
Ländern orientieren und den Austausch zwischen Süd und Nord verstärken. 

Südliche Organisationen teilen die Begeisterung einiger nördlicher NGOs
und der internationalen NGOs (sowie der IFI und Geber) für »Capacity Buil-
ding« und »Institutional Strengthening« nicht uneingeschränkt, weil sie befürch-
ten, dass sich die Kluft zwischen partizipierenden NGOs und nicht-partizipie-
renden CSO (Community Based Organisations) vergrößern wird und dies die
Gefahr birgt, dass ein Keil zwischen die verschiedenen Organisationen getrieben
wird. (Jubilee South et al. 2001: 5 f.)

6. Fazit

Die bisherige Umsetzung der PRSP zeigt, dass es nach wie vor die IFI sind,
die als Bewilligungsinstanz für multilaterale Kapitalhilfe die Richtlinien für die
weltweite Entwicklungspolitik festlegen und die Themenagenda vorgeben. So-
wohl nördliche als auch südliche NGOs befinden sich hier in einer defensiven Po-
sition, da sie im wesentlichen auf »neue« Ansätze und Ankündigungen dieser In-
stitutionen reagieren.

Lediglich NGOs, die über die entsprechenden Kapazitäten verfügen, versu-
chen sich in den PRSP-Diskurs einzubringen, was auch der Review Prozess von
Weltbank/IWF deutlich macht: Es sind die bi- und multilateralen Geber und
UN-Organisationen, die nördlichen NGOs, einige Forschungseinrichtungen und
schlussendlich eine Handvoll südlicher NGOs, die sich daran beteiligen.

Das wirft zumindest die Frage auf, inwiefern NGOs nicht zum legitimatori-
schen Recycling erneuter Top-Down-Ansätze von IWF und Weltbank beitragen.
Warum sollen ausgerechnet die IFI, die selbst enorme Demokratiedefizite und ein
strukturelles Übergewicht der nördlichen Industriestaaten aufweisen, die geeigneten
Institutionen sein, um demokratische und partizipative Prozesse umzusetzen und
eigenständige, nachhaltige Entwicklungswege zu forcieren? Sind strukturelle Ursa-
chen von Armut nicht schon in den letzten Jahrzehnten sehr weitreichend erforscht
und debattiert worden? Sollten NGOs nicht – gemeinsam mit anderen AkteurIn-
nen – darauf pochen, dass zuerst die alten Rahmenbedingungen (Kreditkonditio-
nen, Insolvenzverfahren, Letztentscheidungsinstanz der IFI) geändert werden, be-
vor enorme Ressourcen in »Partizipation« innerhalb der selben Rahmenbedingun-
gen fließen? Die Schlussfolgerung sollte jedoch nicht lauten, Konsultation und Ko-
operation generell zu verweigern, sondern die »Spielregeln« für eine Beteiligung von
NGOs stärker zu hinterfragen (vgl. Brand et al. 2000: 119 ff.)
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In dem Artikel wird ein Meinungsbild von Nicht-Regierungsorganisationen
zu den Poverty Reduction Strategy Papers (PRSP) präsentiert. Erhoben wurde
dieses durch die Auswertung von Studien und Stellungnahmen von NGOs sowie
Leitfadeninterviews mit ReferentInnen von vier internationalen und fünf öster-
reichischen NGOs. Die AutorInnen fassen deren zentrale Kritikpunkte zusam-
men, insbesondere zu Konditionalität und Entschuldung sowie zu Ownership
und Partizipation, und arbeiten dabei Unterschiede zwischen nördlichen und
südlichen NGOs heraus. Die Einschätzung der Initiative und Bewertung der Rol-
le von NGOs soll als Orientierungsrahmen für weiteres Handeln dienen.
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GLOSSAR

HIPC-Initiative
Von Weltbank und IWF 1996 beschlosse-
ne Entschuldungsinitiative für hochver-
schuldete arme Länder. Finanzinstitutio-
nen und Geberländer knüpfen Schuldener-
lasse an die Durchführung eines sechsjähri-
gen Strukturanpassungsprogramms mit
dem IWF (Enhanced Structural Adjustment
Facility/ESAF-Programme). Auf dem G7-
Gipfel in Köln 1999 wurde die HIPC In-
itiative ausgeweitet (HIPC II). Schuldener-
lasse setzen seither (auch) voraus, dass das
jeweilige Land durch entsprechende Pro-
gramme deutlich machen kann, wie es die
frei werdenden Mittel für die Bekämpfung
von Armut einsetzen will (Poverty Reduc-
tion and Growth Facility/PRGF).

IDA, IDA-Länder
ca. 70 ärmere Länder, die das Recht auf
verbilligte Kredite von der International
Development Association (IDA) der Welt-
bank haben.

Konditionalitäten
Für den Erhalt (–>) konzessionärer Kredite
müssen bestimmte haushalts-, finanz-,
handels- und arbeitsmarktpolitische Vorga-
ben erfüllt werden. Wirtschaftliche Stabili-
sierung und Wachstum sollen v.a. über die
Stärkung der Privatwirtschaft, über die
Einbindung in den Weltmarkt und über
ausländische Direktinvestitionen erreicht
werden (siehe auch  Strukturanpassungs-
programme).

Konzessionäre Kredite
Langfristige Kredite mit geringer oder gar
keiner Verzinsung.

Ownership
Die PRSPs sollen von den kreditnehmen-
den Regierungen unter Einbindung der Zi-
vilgesellschaft erarbeitet werden. Damit
soll »Ownership« erhöht werden, d.h. dass
die Regierungen und verschiedenen Inter-
essengruppen sich mit den formulierten
Zielen und Maßnahmen identifizieren, sie
unterstützen und mittragen.

Poverty Reduction Strategies (PRS) – Po-
verty Reduction Strategy Papers (PRSP) –
Strategiepapiere zur Armutsminderung
Wurden von Weltbank und IWF nach ih-
rer Herbsttagung 1999 gestartet und erset-
zen das alte Policy Framework Paper (–>
Strukturanpassungsprogramme) und die
alte Kreditlinie Enhanced Structural Adjust-
ment Facility. Nun binden die Internatio-
nalen Finanzinstitutionen ihre Kreditpro-
gramme (Financial Programming Frame-
work, Poverty Reduction Growth Facility/
PRGF des IWF, Country Assistance Stra-
tegy/CAS der Weltbank) an nationale Pläne
zur Armutsbekämpfung. Zunächst wurden
Schuldenerlasse im Rahmen der Heavily
Indebted Poor Countries (–> HIPC) Initia-
tive an PRSP gebunden. Der Geltungsbe-
reich der PRSP wurde in der Folge ausge-
weitet: Alle Länder, die von der Internatio-
nal Development Association (–> IDA) der
Weltbank sowie von bilateralen Gebern Fi-
nanzmittel erhalten, müssen ein PRSP vor-
weisen. Alle drei Jahre soll jedes der betei-
ligten Länder ein neues PRSP vorlegen, da-
zwischen gibt es jährlich mid-term reviews.

PRSP: Interim-PRSP (IPRSP), Full-PRSP
Länder, die dringend Kredite oder Schul-
denerlass benötigen, können ein Interim
PRSP (IPRSP) vorlegen, unter der Bedin-
gung, dass sie innerhalb eines von der
Weltbank akzeptierten Zeitrahmens ein
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